
Was halten die Bürger von Niedrigenergiehaus-Verpflichtungen? 

Umfrage des Umweltbüros Donaueschingen offenbart große Zustimmung 

Im Jahr 1992 verabschiedete die Stadt Donaueschingen erstmals ein kommunales Klimaschutz-
Handlungsprogramm. Darin enthalten war auch die Idee, städtische Bauplätze nur unter der 
Bedingung zu verkaufen, dass Niedrigenergiehäuser gebaut werden. Der gesetzliche Standard lag 
damals noch weit darunter: die damals gültige Wärmeschutzverordnung ließ rund doppelt so hohe 
Energieverbräuche zu, während man in der Schweiz und Schweden schon viel weiter war. 

Da ein solcher Eingriff in die Interessen der Bauherrschaft nicht unumstritten war, ließ die Stadt 
ausrechnen, was dies an Mehrkosten bedeutet. Je nach Haus lagen sie bei 10.000 bis 20.000 DM 
und damit im vertretbaren Rahmen. Auch in anderen Städten wie Frankfurt, Schopfheim und 
Freiburg hatte man mit Niedrigenergiehäusern gute Erfahrungen gemacht. Wie diese Städte trat 
auch Donaueschingen dem Klimabündnis bei, ein Schritt, den die vom gleichen Umweltbüro 
betreute Nachbarstadt Hüfingen alsbald nachvollzog. 

Die Energie-Diskussion war in den frühen Neunziger-Jahren noch auf einem anderen Niveau. Teile 
der Architektenschaft fürchteten, sie würden durch Energievorgaben zu stark eingeschränkt und 
könnten ihre stark verglasten Paläste nicht mehr bauen. Selbst einige Karslruher 
Architekturprofessoren und manche Kammern waren sich nicht zu schade, gegen die 
Wärmeschutzverordnung 1995 zu polemisieren, die aus heutiger Sicht windelweich erscheint. 

Mit Einführung der ENEV 2002 waren die gesetzlichen Anforderungen auf einem deutlich besseren 
Stand. Deshalb gaben die beiden Städte ihre eigenen, höheren Anforderungen auf. Allerdings war 
es ein offenes Geheimnis, dass die ENEV mangels Überprüfung und Kontrolle nur in rund der 
Hälfte der neu errichteten Gebäude eingehalten wurde. Deshalb wurde in Donaueschingen in die 
Kaufverträge für Baugrundstücke nun die Verpflichtung aufgenommen, die Einhaltung der ENEV 
nachzuweisen. Dies erfolgte durch eine Luftdichtigkeitsprüfung und eine thermographische 
Aufnahme. Es zeigte sich, dass bei vielen Gebäuden Undichtigkeiten auftraten, die in der 
Rohbauphase noch nachgebessert werden konnten. 

In den zehn Jahren der erhöhen Anforderungen wurden in Donaueschingen und Hüfingen rund 
100 Bauplätze mit diesen Bedingungen verkauft. Nimmt man an, das in jedem Haus 1000 l Heizöl 
(oder 1000 cbm Gas) weniger verbraucht wurden, so werden der Umwelt durch diese Auflage 
dauerhaft jährlich rund 250 Tonnen Kohlendioxid erspart. 

Im Jahr 2011 wollte das Umweltbüro des Gemeindeverwaltungsverbandes Donaueschingen, auf 
dessen Impuls die Regelung zurückging, wissen, wie die betroffenen Bauherren heute die Sache 
sehen. Es wurde eine Umfrage gemacht, wobei von den 100 Hausbesitzern nur von 31 
verwertbare Rückmeldungen kamen. Deren Ergebnisse werden nachfolgend dargestellt. 

Alle Energiebedarfsberechnungen legen gewisse Annahmen zu Grunde, die der Realität mehr 
oder weniger nahe kommen. Da erhebliche fachliche Zwiefel an der Berechnungsmethodik der 
Wärmeschutzverordnung bestanden, forderten Donaueschingen und Hüfingen eine Berechnung 
nach einem anderen Verfahren, dem „Frankfurter Energiepass“. Danach werden bei gleichen 
Häusern höhere Energieverbräuche ermittelt als nach der Wärmeschutzverordnung. Durch die 
Befragung bei den Bauherren bestand die Möglichkeit, Berechnung und reale Verbräuche zu 
vergleichen. Gefordert war ein rechnerischer Energiekennwert von 90 kWh/qm/a  (9 Liter Öl pro 
qm Wohnfläche) nach dem Frankfurter Energiepass. Nach der Berechnung der 
Wärmeschutzverordnung wären dies ca, 60-70 kWh/qm/a gewesen. Die realen Werte lagen 
deutlich darüber: 



Der durchschnittliche Energieverbrauch betrug 112 kWh/m2 (Mittelwert). Der Medianverbrauch lag 
bei 95 kWh/m2.   

Energiekennzahl <70  70-80 80-90 90-100 100-150 >150 
Anzahl Häuser 5 4 2 3 5 5 

 
Als nächstes wurden die Bauherren befragt wie sie die damalige Verpflichtung empfunden haben. 
Es zeigte sich die nachfolgende Verteilung (mit Doppelnennungen). 
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Inwieweit dies korrekt erinnert wird, sei dahingestellt. Insbesondere dass die meisten ohnehin ein 
Niedrigenergiehaus gebaut hätten, sollte mit einem dicken Fragezeichen versehen werden. Ein 
Statiker teilte damals auf Anfrage mit, dass nahezu alle Häuser ohne Verpflichtung strikt nach 
Wärmeschutzverordnung und nicht als Niedrigenergiehaus gebaut wurden. Immerhin war allen die 
Verpflichtung bewusst und etwas mehr als 10 % störten sich daran.  

Spannend war die Frage, wie die Verpflichtung nun im Rückblick beurteilt wird (siehe nachfolgende 
Grafik). Ein einziger Bauherr ist der Meinung, dass er lieber ohne die erhöhten Auflagen gebaut 
hätte. Alle anderen sind angesichst der Energiepreise jetzt froh, dass sie damals ein 
Niedrigenergiehaus gebaut haben, und rund die Hälfte würden heute sogar ein Passivhaus bauen 
oder zumindest noch weitergehende Dämmmaßnahmen vornehmen. 



 
 

Nur einer der 31 Befragten hat von Problemen mit dem Bauverfahren wegen den Vorgaben 
berichtet.  

Nur wenige Befragten konnten Angaben zu den Mehrkosten machen. Viele hatten von vorneherein 
ein Niedrigenergiehaus geplant und andere wussten die Mehrkosten nicht mehr. Zwei  Befragte 
haben 10-15.000 DM und 30.000 DM als Mehrkosten angegeben. 

Häufig wird noch kolportiert,  das Raumklima sei in dicht gebauten Häusern schlecht, weil „die 
Wände nicht atmen“. Deshalb wurde auch nach dem Wohlbefinden in den Häusern gefragt. 

 

Die überwiegende Mehrheit der Befragten  war mit dem Wohnklima im Niedrigenergiehaus 
zufrieden. Bei zwei negativen Rückmeldungen ging es um Probleme mit zu hoher Feuchtigkeit. 
Allerdings wiesen einige der Befragten darauf hin, dass man sehr diszipliniert lüften müsse. 
Lüftungsanlagen wurden in diesen Häusern nur sehr wenige eingebaut. 

 



Bilanz 

Die heutige Einschätzung der Bauherren über die Niedrigenergiehausvorgaben ist positiv. Die 
meisten waren mit dem Wohnklima im Haus zufrieden. Fast alle waren angesichts gestiegener 
Energiepreise froh, damals ein Niedrigenergiehaus gebaut zu haben. Besonders deutlich war die 
Anzahl von Bauherren, die bei einer Neuentscheidung entweder ein Passivhaus oder ein 
Niedrigstenergiehaus bauen würden.  

Man soll niemand zu seinem Glück zwingen, sagt eine liberale Grundregel. Die freilich vielfältige 
und unumstrittene Ausnahmen kennt: bei der Anschnallpflicht, bei den Warnhinweisen auf 
Zigaretten und anderem.  

Darf man Bürger auch zu umweltfreundlichem Verhalten zwingen? Zumindest nehmen sie es 
einem bei wohlfundierten Zwängen später nicht übel – so die Quintessenz aus der Umfrage. 
Immerhin profitieren sie heute vom damaligen Zwang – jedesmal, wenn sie ihre Öl- oder 
Gasrechnung bezahlen! 

 

Clare Brownridge,  Gerhard Bronner, Umweltbüro des Gemeindeverwaltungsverbandes 
Donaueschingen 


